
Die Fahnder kamen an einem son-
nigen Mittwoch im August gegen
9.30 Uhr, sie trugen schusssichere

Westen, als sie die Einfahrt betraten.
Selbstschutz war angeordnet.

Die Beamten hielten Durchsuchungs-
beschluss und Haftbefehl vor die Kamera
an der Gegensprechanlage und warteten,
bis sich das Tor im gutbürgerlichen Ham-
burger Stadtteil Poppenbüttel langsam
öffnete. Sie waren gekommen, um den
Hausherrn zu verhaften, Gholamali K.,
einen unauffälligen älteren Mann, sowie
dessen Sohn Kianzad.

Die beiden Deutschiraner sollen im
Zentrum eines Lieferantenrings stehen,
der Ventile für das iranische Atompro-
gramm beschafft haben soll. Zeitgleich
durchsuchten Ermittler Büros in mehre-
ren deutschen Städten, in Oldenburg,
Weimar und Halle an der Saale, sie ver-
hafteten zwei weitere Männer.

Die vier Festnahmen waren der jüngste
Schlag gegen mutmaßliche Unterstützer
des iranischen Atomprogramms. Die
 Ermittlungen zeigen, dass Deutschland
trotz aller Sanktionen noch eine Dreh-
scheibe für geheime Lieferungen nach
Iran ist. Die iranisch-deutsche Koopera -
tion hat eine lange Geschichte. Firmen
wie Siemens haben viele Jahre eine wich-

tige  Rolle beim Bau des iranischen Atom-
kraftwerks Buschehr gespielt. Deutsche
Maschinenbauer gehören zur Weltspitze,
ihre Produkte sind bei den Ingenieuren
in Teheran sehr begehrt. Die Bundes -
republik stehe „im Fokus der Beschaf-
fungsaktivität“ Irans, heißt es im jüngsten
vertraulichen Lagebericht des Zollkrimi-
nalamts. Die „Verhinderung illegaler Ex-
porte“ stelle „eine zentrale Herausforde-
rung dar“.

Die verbotenen Hightech-Ausfuhren
helfen nicht nur dem iranischen Atom-
programm. Sie bedrohen auch die Politik
der Bundesregierung, die mit scharfen
 Exportbeschränkungen einen Krieg im
Nahen Osten zu verhindern versucht. Die
Mittel, „mit denen wir Iran dazu zwingen
können, transparenter zu sein, sind nicht
ausgeschöpft“, sagt Bundeskanzlerin An-
gela Merkel. „Hier stehen Sanktionen an
erster Stelle.“

Merkel hat der Weltgemeinschaft ein
Versprechen gegeben. Deutschland werde
„alles tun, was wir können, um sicherzu-
stellen, dass der Handel nach Iran nicht
einfach neue Routen sucht“, sagte sie
schon im November 2007. Dieser Linie
folgt die Bundesregierung auch in den
 offiziellen Gesprächen mit Iran auf der
einen und Israel auf der anderen Seite.

Die Wirksamkeit von Sanktionen ist
das zentrale Argument der Kanzlerin. Sie
führt es an gegen die Bellizisten um Isra-
els Premier Benjamin Netanjahu, der die
Welt auf einen Waffengang gegen Iran
vorzubereiten sucht. Erst vergangene Wo-
che beschwor er vor der Vollversamm-
lung der Vereinten Nationen die Gefahr
einer iranischen Bombe.

Wenn Firmen in Deutschland durch das
engmaschige Netz schlüpfen und inter -
national das Bild entsteht, deutsche Un-
ternehmen kollaborierten weitgehend
 ungehindert mit dem Regime von Staats-
präsident Mahmud Ahmadinedschad,
würde dieses Argument an Gewicht ver-
lieren. Wenig fürchten Merkel und Au-
ßenminister Guido Westerwelle deshalb
mehr, als den Vorwurf, dass eine iranische
Atombombe auch mit deutscher Unter-
stützung gebaut werden konnte. Und dass
der Tod aus Teheran auch ein Meister aus
Deutschland ist.

Ein Meisterstück sollte auch diesmal
aus Deutschland kommen, faustgroße
Ventile, unverzichtbar, um einen Schwer-
wasserreaktor zum Laufen zu bringen
und unter Kontrolle zu halten. Eine sol-
che Anlage entsteht in Arak.

Dort, in der Provinzhauptstadt im
Nordwesten Irans – 470000 Einwohner,
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Operation „Ventilator“
Trotz scharfer Sanktionen treibt Teheran sein Nuklearprogramm voran. Deutsche Firmen spielen

dabei eine wichtige Rolle, das zeigen jüngste Festnahmen in Deutschland. Illegale Lieferungen 
nach Iran unterlaufen Angela Merkels Embargo-Politik, mit der sie einen Krieg verhindern will.
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Festnahme eines Verdächtigen im Hamburger Stadtteil Poppenbüttel Mitte August, iranisches Reaktorgelände in Arak: „Für eine Verwendung in



als ein Mann aus Iran namens Hossein T.
Kontakt in die Bundesrepublik suchte,
zum Diplomingenieur Rudolf M., 78, aus
Weimar. Er ist Inhaber einer Firma, die
sich seit 1995 auf Anlagenbau und Spe -
zialarmaturen konzentriert, M. gilt als
 Experte auf seinem Gebiet.

Der 48-jährige Hossein T. betreibt nach
Erkenntnissen der Bundesanwaltschaft
mehrere Firmen, die in das iranische Nu-
klearprogramm eingebunden sind. 2007
soll T. von der iranischen Modern Indu -
stries Technique Company (Mitec) einen
wichtigen Auftrag erhalten haben. Die
Mitec ist eine alte Bekannte im Katz-und-
Maus-Spiel zwischen Iran und der Welt-
gemeinschaft.

Die Firma ist verantwortlich für den
Bau des Reaktors bei Arak. Die Vereinten
Nationen haben das Unternehmen im
Juni 2010 auf die schwarze Liste der Fir-
men gesetzt, mit denen keine Geschäfte
mehr betrieben werden dürfen. Einen
 Monat später übernahm die Europäische
Union den Bann. Seitdem gilt: Wer mit
der Mitec handelt, macht sich strafbar.

Hossein T. sollte für die Mitec beson-
dere Teile beschaffen: rund 1800 Spezial-
ventile, drei verschiedene Modelle, einige
geschmiedet, andere gegossen, einige
scheinbar unverfänglich, andere speziell
„für eine Verwendung in Nuklearanlagen
geeignet und vorgesehen“, wie es in den
Ermittlungsunterlagen heißt.

Für Arak sind die Ventile von zentraler
Bedeutung. Die 1800 Exemplare hätten
für den gesamten Reaktor gereicht, es
wäre ein großer Schritt für die Fertig -
stellung der kerntechnischen Anlage ge-
wesen. Sechs Millionen Euro war der
Deal den Iranern wert.

Spätestens im Mai 2009 hätten sich Ru-
dolf M. und Hossein T. zu konkreten Ab-
sprachen getroffen, behaupten die Ermitt-
ler. Bei dem Gespräch soll auch Kianzad
K., 25, anwesend gewesen sein – jener
Deutschiraner, der im August zusammen
mit seinem Vater in Hamburg festgenom-
men wurde und seither in Untersuchungs-
haft sitzt. Die Aufgabe von Vater und
Sohn sei die Koordination des Projekts in
Deutschland gewesen, glauben die Bun-
desanwälte. Der 59-jährige Gholamali K.
betreibt eine Firma, die auf den Export
von Ventilen und Pumpen spezialisiert ist.

Nach Einschätzung der Behörden wa-
ren die Gespräche erfolgreich. Die erste
Tranche Ventile verließ die Bundesrepu-
blik am 29. Oktober 2010, der Weg führte
über die Türkei nach Iran. Im Frühjahr
2009 hatten die Behörden Rudolf M. ei-
gens gewarnt: Iranische Firmen versuch-
ten, Hochtechnologie in Deutschland zu
beschaffen. M. antwortete, ihm liege le-
diglich eine „unverbindliche mündliche
Anfrage über Armaturen für die Erdöl -
industrie“ vor. Ausfuhren nach Iran „auch
über Drittländer“, erwiderte das zustän-
dige Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
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Deutschland
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280 Kilometer von Teheran entfernt –,
entwickelt das Regime einen Schwer -
wasserreaktor. Solche Reaktoren funktio-
nieren auch mit natürlich vorkommen-
dem Uran, sind also geeignet für Länder,
die Probleme haben, den Stoff anzu -
reichern. Offiziell ist der Meiler für die
Produktion von Isotopen für die Nukle-
armedizin gedacht, aber dabei fallen auch
Plutonium und Tritium an, Stoffe also,
die für den Bau einer Atombombe nütz-
lich sind. Mit Hilfe eines Schwerwasser-
reaktors produzierte etwa Indien das

Spaltmaterial für seinen ersten nuklearen
Sprengsatz.

Arak ist eine der Säulen des iranischen
Atomprogramms. Der Reaktor steht auf
der Beobachtungsliste der Internationa-
len Atomenergiebehörde IAEA, er wäre
eines der Ziele der Israelis bei einem mög-
lichen Luftschlag. Weil es um Ventile geht,
haben die deutschen Ermittlungsbehör-
den dem Verfahren das Codewort „Venti -
lator“ gegeben, Ventile für Arak.

Der Deal, so haben es die Ermittler
 rekonstruiert, nahm seinen Anfang 2007,

Atomanlagen geeignet und vorgesehen“



Deutschland
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Weltpolitik mit Kerosin
Iranische Flugzeuge müssen Tankstopps einlegen, weil sie 

in Deutschland kaum noch Sprit bekommen. 

Schon kurz nach dem Start von ei-
nem deutschen Flughafen werden
die Fluggäste an Bord von Iran-

Air-Maschinen an den Atomkonflikt
erinnert. Der Kapitän meldet sich, kün-
digt eine Zwischenlandung an. Mal ist
es Istanbul, mal Budapest, Ljubljana
oder Belgrad. Vielflieger auf der Stre-
cke zwischen Hamburg, Frankfurt und
Teheran kennen das Ritual.

Die scharfen Sanktionen gegen den
Gottesstaat erschweren es der staatli-
chen Airline zusehends, in Deutsch-
land und anderen EU-Ländern an Ke-
rosin zu kommen. Die Maschinen aus
dem Iran müssen daher meist vollbe-
tankt und mit reduzierter Zuladung in
Teheran starten. Weil sie den Rückflug
mit der Tankfüllung nicht schaffen, ge-
hen sie zum Tankstopp runter. Insider
berichten gar, dass Maschinen langsa-
mer fliegen, um Treibstoff zu sparen. 

Iran Air sieht sich als unschuldiges
Opfer der Weltpolitik: „Hier wird ein
Menschenrecht verletzt“, klagt der Ge-
schäftsführer von Iran Air in Frankfurt
am Main, Jamalodin Zavichi. „Passa-
giere müssen Unannehmlichkeiten in
Kauf nehmen, obwohl sie mit dem po-
litischen Konflikt nichts zu tun haben.“

Dabei dürften die Mineralölfirmen
nach den derzeitigen Sanktionsregeln
durchaus Treibstoff an iranische Fir-
men verkaufen, heißt es im Berliner
Wirtschaftsministerium. Die Sanktio-
nen greifen nur bei Geschäften über
fünf Millionen Dollar im Jahr. Doch
kein größerer Ölkonzern traut sich
noch, die Iraner zu beliefern, weil die
Firmen um ihre Geschäfte in den USA
fürchten. Äußern will sich dazu keine.

Schon im Oktober 2010 drängte US-
Präsident Barack Obama die Großen der

Branche wie BP, Shell oder  Total, ihre
Geschäftsbeziehungen mit Iran aufzuge-
ben. Dabei ging es um Ölförderprojekte.
Doch die Unternehmen gingen gleich
 einen Schritt weiter und kündigten
 Kerosin-Lieferverträge mit den irani-
schen Airlines, darunter auch der priva-
ten Mahan Air, die Düsseldorf anfliegt.

Seitdem müssen die Airlines impro-
visieren. Für Hamburg etwa konnte
Iran Air einen kleineren Kerosinhänd-
ler auftreiben. Die Kosten dürften er-
heblich sein. Die Piloten zahlen bar. 

Schwierigkeiten gibt es auch mit der
Wartung der iranischen Maschinen.
Denn Lufthansa Technik, die über 40
Jahre lang iranische Maschinen repa-
riert hat, unterhält mittlerweile keinen
Wartungsvertrag mehr. Iranische Pilo-
ten, so wirbt Lufthansa lediglich, grei-
fen auf die „Trainingskompetenz“ der
Simulatoren in Frankfurt zurück.

Auch die Beschaffung von Ersatz -
teilen wird zum Problem. Man müsse
30 Prozent mehr zahlen, klagte Iran-
Air-Chef Farhad Parvaresh unlängst.
Vor einigen Monaten gelangte über die
ukrainische Hauptstadt Kiew ausge-
rechnet die 22 Jahre alte Maschine von
Bundeskanzlerin Angela Merkel nach
Teheran. Der A310 steht noch mit
schwarz-rot-goldener Lackierung in ei-
nem Hangar am Mehrabad-Flughafen.
Dort, so scheint es, wird er für Ersatz-
teile ausgeschlachtet.

Weil die iranische Flotte mit durch-
schnittlich 24 Jahren sehr alt ist, kommt
es oft zu Reifenschäden und Triebwerks-
ausfällen. Bei einem Tankstopp im Ok-
tober 2010 in Wien schlug beim Start
Feuer aus dem Triebwerk eines A300.
Der Pilot zündete das Löschsystem.
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Opponenten Ahmadinedschad, Westerwelle
Geheime Forderungen aus Teheran

fuhrkontrolle, könnten Sanktionen unter-
liegen.

Die Fahnder werfen M. vor, er habe dar -
aufhin einen fingierten Endabnehmer in
Aserbaidschan angegeben, M. habe davon
ausgehen müssen, „dass die  Ventile zur
Verwendung in Iran bestimmt waren“. M.s
Anwalt Dieter Bolz sagt dagegen, sein
Mandant habe nur „entsprechend vertrag-
licher Vereinbarung nach Aserbaidschan
geliefert“. Er habe weder mit der Firma
Mitec Kontakt gehabt, noch sei er von den
Behörden vor diesem Unternehmen ge-
warnt worden. Ihm sei auch nicht bekannt,
dass „die von ihm gelieferten Ventile Ver-
wendung für den Atomwaffenbau finden
sollten“; für den Kernbereich des Reaktors
seien die Ventile zudem gar nicht geeignet.
Vor ein paar Tagen wurde der Ingenieur
gegen die Zahlung von 40000 Euro Kau -
tion aus der Untersuchungshaft entlassen.

Eine zweite Tranche, 655 Standard -
industrieventile im Wert von knapp einer
Million Euro, sollte ein Hallenser Unter-
nehmer beschaffen, der enge Verbindun-
gen zu Gholamali und Kianzad K. unter-
hielt; 51 Ventile erreichten Iran. 

Auch bei der Beschaffung eines dritten
Modells, das ausdrücklich für Nuklear  an -
lagen gedacht ist, sollen der Kaufmann aus
Halle sowie Vater und Sohn K. aus Ham-
burg eine Rolle gespielt haben. Der Auftrag
wurde aus Deutschland vermittelt; ge-
schmiedet und gegossen wurden die Ventile
in Indien, geliefert an eine Firma mit Sitz
in der Türkei – vermutlich um den Export
der Ware nach Iran zu verschleiern. Zwi-
schen Herbst 2010 und Frühjahr 2011 gingen
nach Erkenntnissen des Zolls insgesamt vier
Frachten in die Türkei und später nach Iran,
allerdings gab es Streit über die Qualität.
Nicht alle Ventile sollen korrekt verarbeitet
gewesen sein. Weder Kianzad und Ghola-
mali K. noch der Hallenser Kaufmann wol-
len sich zu den Vorwürfen äußern.



Das „Ventilator“-Verfahren ist auch des-
halb so brisant, weil Hossein T. wohl eine
wichtige Rolle im Beschaffungsnetzwerk
der Mullahs spielte. Die Fahnder hoffen,
über seine Kontakte ein ganzes Geflecht
an Firmen aufzudecken, die der Atomin-
dustrie zuarbeiteten.

Solange die deutschen Behörden Lie-
ferringe wie „Ventilator“ enttarnen, kön-
nen sich Merkel und Westerwelle auf ef-
fektive Kontrollen berufen. Aber was ist
mit den Exporten, die nicht gestoppt wer-
den können – und denen, die Amerikaner
und Israelis aufspüren? Sie bringen die
Bundesregierung in Verlegenheit.

Alle paar Monate sprechen in Berlin
Delegationen des Geheimdienstes Mos-
sad und des israelischen Außenministe -
riums vor. Sie präsentieren Dokumente,
die belegen sollen, dass deutsche Firmen
Teheran unterstützen. Der Druck nimmt
zu. Israel erreichte 2008, dass deutsche
Schwerlaster nicht mehr nach Iran expor-
tiert werden dürfen. 2011 ließen die Bun-
desregierung und die EU nach monate-
langem israelischem und amerikanischem
Druck die Europäisch-Iranische Handels-
bank in Hamburg schließen, das letzte
Geldhaus, über das Iran noch Geschäfte
mit Europa abwickeln konnte.

Wie sehr die Sanktionen das Regime
schmerzen, ließ sich im Februar 2011 erah-
nen. Im Gegenzug für die Freilassung von
zwei inhaftierten Reportern der „Bild am
Sonntag“ war Westerwelle nach Teheran
gereist. Die Bilder des deutschen Außen-
ministers, der die Hand von Staatspräsi-
dent Ahmadinedschad schüttelte, gingen
um die Welt. Das war der sichtbare Preis,
den Westerwelle zahlen musste.

Hinter verschlossenen Türen forderten
die Iraner von der Bundesregierung aller-
dings mehr als einen Handschlag. Die
Deutschen sollten dafür sorgen, dass ira-
nische Maschinen auf deutschen Flug -
häfen wieder ausreichend Kerosin tanken
können. Außerdem forderten die ira -
nischen Top-Diplomaten, die deutsche
Regierung möge rund eine Milliarde
 Dollar freigeben, die bei der Europäisch-
 Ira nischen Handelsbank eingefroren war;
mit dem Geld hatte Indien Öllieferungen
aus Iran bezahlt. Bei dem Treffen im Fe -
bruar 2011 in Teheran stellte Westerwelle
beides in Aussicht, doch eineinhalb Jahre
danach sind die Sanktionen schärfer als
je zuvor (siehe Kasten).

Für die Ventile von Arak ist das nicht
mehr von Bedeutung. Zwei Wochen vor
den Festnahmen in Deutschland, am 1.
August, reisten Inspektoren der IAEA an
den Persischen Golf. Sie untersuchten
auch den Stand der Bauarbeiten in Arak.
Sie stellten fest, dass das Rohrleitungssys-
tem für die Kühlung und Regulierung des
Drucks jüngst eingebaut wurde – wahr-
scheinlich mit Ventilen aus Deutschland.

CATHRIN GILBERT, HOLGER STARK,
ANDREAS ULRICH

D E R  S P I E G E L  4 0 / 2 0 1 2 35


